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Leerstände in Millionenhöhe – schwache Regionen nicht aufgeben 

Leerstände und Ramschmieten bedrohen Existenzen von Eigentümern 

 

„Immobilienbesitz ist in manchen Regionen Deutschlands kaum noch wirtschaftlich. 

Das bedroht die Altersversorgung vieler Eigentümer“, warnt Prof. Dr. Peter Rasche. Der 

Vorsitzende von Haus & Grund Rheinland sieht in den neuesten Zahlen des Bundesam-

tes für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) ein Alarmsignal. 

 

Düsseldorf. „Die Politik darf die wirtschaftsschwachen Regionen nicht aufgeben. Arbeitsplätze, 

Breitband-Internet, funktionierender ÖPNV, gute ärztliche Versorgung und die Kita vor Ort sind 

wichtig, um den Zustrom in die Ballungsgebiete zu bremsen“, mahnt Dr. Peter Rasche. Er for-

dert die Verantwortlichen in der Politik auf, endlich mehr in die Infrastruktur zu investieren. Aus-

löser ist der gestern vorgestellte Bericht des BBSR zur Lage der Wohnungs- und Immobilienmärk-

te in Deutschland. Der Bericht zeigt ein weiteres Auseinanderklaffen der Situation in Ballungs-

räumen und ländlichen bzw. wirtschaftsschwachen Regionen wie dem Ruhrgebiet.  

 

„Etwas mehr als zwei Millionen leerstehende Wohnungen in Deutschland sind besorgniserre-

gend“, kommentiert Erik Uwe Amaya die seit 2011 von 4,5 auf 5,1 Prozent gestiegene Leer-

standsquote. Der Verbandsdirektor von Haus & Grund Rheinland warnt: „Den Eigentümern ent-

stehen gravierende finanzielle Einbußen daraus, in vielen Fällen ist die Altersversorgung gefähr-

det.“  

 

Während ein Eigenheim in Großstädten durchschnittlich 383.000 Euro wert ist, sind es auf dem 

Land nur 135.000 Euro. Amaya fordert ein Umdenken in der aktuellen Diskussion um mehr 

Wohnungsbau: „Wer jetzt in Wohnungsbauprogramme in den Metropolen investiert anstatt die 

Infrastruktur auf dem Land zu fördern, gibt die Immobilien-Eigentümer in wirtschaftlich benach-

teiligten Regionen auf.“ 

 

Die Erkenntnisse der BBSR müssten in der aktuellen Diskussion um die Mietpreisbremse drin-

gend beachtet werden. Amaya dazu: „Diese Zahlen untermauern unsere Warnung vor einer 

bundesweit flächendeckenden Mietpreisbremse, wie sie der Mieterbund gefordert hat. Das wäre 

für Eigentümer auf dem Land eine Katastrophe.“ 



  

 


